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▪ … als Vortragsgrundlage

▪ Raumplanung als Landesmaterie

• Erhebliche Differenzierungen in Regelungen

• „Best-off“ aller Regelungen bietet beträchtliche
Steuerungsmöglichkeiten

▪ Vereinfachung, zumal vielfältigen Materien 
bezüglich Flächensparen Relevanz zukommt

• Flächenschutz: Forstrecht, Wasserrecht, 
Naturschutzrecht, 

• Infrastrukturrelevante Materien

• Fiskalische Instrumente: Finanzausgleich,
Kommunalsteuer, Wohnbauförderung, …

▪ Teilweise Maßnahmenbündel erforderlich

Raumordnung(-srecht)

Quelle: Der Standard, 18. Juli 2012

Flächenwidmungsplans der Marktgemeinde Kuchl
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„Böden sind mehr als nur Fläche“ 
(Bodenstrategie Schweiz, 2020)

▪ Boden als knappe Ressource

• Nicht vermehrbar: Boden kann nicht beliebig 
"erzeugt" werden

• Immobilität: Nicht verlegbar oder verschiebbar

▪ Boden als Träger vielfältiger Funktionen 
und Interessen

• Nutzungsansprüche nehmen tendenziell zu

• Nutzung für Siedlungszwecke (nur) ein 
Interesse – von vielen

▪ Steigende Bodenpreise

▪ Boden als Träger von vielfältigen Eigentumsrechten und Nutzungsvorgaben

• Rechtsmaterien: Raumordnungs- und Baurecht, ForstG, WRG, 
Naturschutzrecht, …

• Hoheits- und Privatwirtschaftsverwaltung

▪ Öffentliche Relevanz der Verwendung von Grund und Boden steigt

https://www.baukulturpolitik.at/bodenverbrauch-stoppen.html
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Mediale Berichterstattung
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Flächeninanspruchnahme

Flächeninanspruchnahme in Österreich in ha/Tag  (2001–2019) 
(https://www.umweltbundesamt.at/umweltthemen/boden/flaecheninanspruchnahme)
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Zersiedelungsvermeidung

▪ Zersiedlungsabwehr und sorgsame Bodeninanspruchnahme als wesentliche 
raumplanerische Anliegen

• Nutzungsdruck auf Freiflächen nimmt tendenziell zu

• Steigender planungsrechtlicher Handlungsbedarf mit differenzierten Maßnahmen

▪ ÖROK-Empfehlung zur Siedlungsentwicklung, 2001 

• 1.2 Aktuelle Probleme der Raumordnung und -entwicklung

• 1.2.1 Flächenverbrauch

o Fortgesetzte Zersiedelung sowie hoher Flächen- und Ressourcenverbrauch durch

– Dynamische Neubautätigkeit und umfangreiche Siedlungserweiterungen

– Flächenaufwendige Bauweisen (hoher Anteil freistehender Einfamilienhäuser) 
sowie zentrumsferne Siedlungsstrukturen

– Flächenintensive Industrie- und Gewerbebauten (eingeschossige Bauweisen sowie 
Standorte außerhalb geschlossener Siedlungsstrukturen)

– Trends zu großflächigen Einkaufszentren und Freizeitanlagen und flächenintensiven 
KFZ-Abstellplätzen außerhalb geschlossener Siedlungen
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Empfehlungen

1. Flächensparen und Flächenmanagement 
als zentrales planerisches  Anliegen

o „Flächeninanspruchnahme durch  
Siedlungsentwicklung reduzieren“

o „Flächen effizient nützen“ 

2. Verbesserte Umsetzung und Praxisrelevanz

3. Überörtliche Raumordnung als 
wesentliche Planungsebene

4. Wirkungsvolle örtliche Raumplanung

5. Abgestimmte Maßnahmen zur Baulandmobilisierung

6. Leerstandsmanagement, Mobilisierung gewerblicher und industrieller   
Brachen sowie Innenverdichtung

7. Erstellung aktueller Informations- und Datengrundlagen

8. Flächensparen als Fachmaterien-übergreifender Grundsatz

▪ Fachliche Grundlage für die österreichische Bodenstrategie

ÖROK-Empfehlung Nr. 56/2017 „Flächensparen, 
Flächenmanagement & aktive Bodenpolitik“
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Räumliche Fehlentwicklungen

Autolagerflächen in Straßwalchen

Factory Outlet ParndorfAlpendorf-Dachstein-West

Graz: Leerstand
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▪ Klimawandel, Bodenmanagement und 
Raumordnung  als „Querschnittsmaterien“

• Zuständigkeiten der Gebietskörperschaften geteilt

• Tendenziell Vorrang von Fachmaterien

▪ Raumordnung als Landesmaterie

• Durchbrochen durch Bundeszuständigkeiten

• Kein Bundesraumordnungsgesetz

▪ Planungsrechtliche Zuständigkeitsdebatte nicht neu 

• Dauerthema, wenn planerische Defizite thematisiert 
werden 

▪ Zwei wesentliche Diskussionspunkte

• Gesetzgebung: Fehlende Bundesraumordnung(
-skompetenz)

• Vollziehung: Vorwurf der überforderten Gemeinden

Kompetenzen

„Ich halte es für einen Irrtum 
der Geschichte, dass die 
Gemeinden über die 
Flächenwidmung entscheiden 
– diese Kompetenz müssen wir 
allmählich überdenken.“ 
(Johannes Rauch, Sozialminister)
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▪ Hierarchisches Planungssystem

▪ Bestimmungen im Raumplanungsgesetz

• Raumordnungsziele

• Widmungskriterien

▪ Maßnahmen der überörtlichen Raumplanung

▪ Maßnahmen der örtlichen Raumplanung

• Räumliches Entwicklungskonzept

• Flächenwidmungsplan

• Bebauungsplan

▪ Umsetzung im Bauverfahren

• Bauplatzerklärung

• Baubewilligung

Planungssystematik

Schindelleger, Kanonier in ÖROK, Raumordnung 
in Österreich, Nr. 202/2018, 2018, S 72
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▪ Raumordnungsrechtliche Schwerpunkte in anderen Bundesländern
• Zersiedlungsabwehr, reduzierte Flächeninanspruchnahme

• Baulandmobilisierung

• Leistbares Wohnen

• Einkaufszentren

• Ortskerne stärken

• Zweitwohnsitze

• (Integrales) Naturgefahrenrisikomanagement

• Energieraumplanung

• Stärkung der überörtlichen Raumplanung

▪ Kompetenzzuweisung der RO an Länder 
bewirkt erhebliche Differenzierungen

• Vielfältige Ziele

• Inhaltliche Regelungsvielfalt

• Instrumenten- und Maßnahmenvielfalt

• Unterschiedliche Eingriffsintensitäten

▪ Unterschiedliche Umsetzungen in den Ländern

ROG-Novellen: Inhaltliche Schwerpunkte



13

Zersiedelungsabwehr als öffentliche Aufgabe

▪ Umfangreiche Grundätze und Ziele gegen Zersiedelung

▪ Grundsätze § 2 Slbg ROG 2017:

1. Haushälterische und nachhaltige Nutzung von Grund und Boden, insb. der 
sparsame Umgang mit Bauland

2. Vorrang der öffentlichen Interessen vor Einzelinteressen

3. Vorrang für eine Siedlungsentwicklung nach innen und Vermeidung von 
Zersiedelung

▪ § 14 Abs. 4 Slbg ROG 1968: „Bei der Festlegung von Bauland 
ist darauf Bedacht zu nehmen, dass genügend Raum für eine 
aufgelockerte Bebauung und möglichst geringe Wohn-
dichten gesichert wird.“ 

▪ Realität verdeutlicht, dass andere Zielsetzungen 
und Interessen beständig sind

• Hohe allgemeine Akzeptanz, 
abweichendes individuelles Verhalten

• Boden wird kaum als knappes Gut angesehen

Quelle: FLWP der 
Marktgemeinde 
Seekirchen 1971
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▪ Wesentlicher Beitrag zu reduzierter Flächeninanspruchnahme

• Flächensparende Ziele und Grundsätze nur bedingt erfolgreich

• Einschränkung des Grundsatzes der „final“ determinierten Raumordnung

• Interessenabwägungen bekommen kalkulierbare Vorgaben

▪ Anspruchsvolles Modell für Flächenkontingente

• Zuständigkeiten

• Zielwerte

• Bezugsgrößen

• Zeitraum

• Verteilungsschlüssel

o Gebietskörperschaften

o Nutzungen

• Umgang mit Reserven (Baulandüberhang)

• Ausnahmen, Sonderkontingente

▪ Fehlende Kompetenz des Bundes zur Festlegung

Quantitative Zielwerte und Flächenkontingente

Regierungsprogramm 2020–2024, S 104
(file:///C:/Users/Kanonier/AppData/Local/Temp/RegProgramm-lang-
1.pdf)



15

▪ Klassisch-traditionelle Planungsmaßnahme

1. Präzisierung überörtlicher Ziele: In überörtlichen Raumplänen sollen 
übergeordnete Ziele zum Flächensparen konkretisiert werden.

2. Festlegung überörtlicher Siedlungsgrenzen: Österreichweit sollen in 
regionalen Raumplänen Baulandgrenzen für Gebiete mit hohem Bauland-
druck festgelegt werden und dadurch langfristig die überörtliche 
Abgrenzung zwischen Bauland und Grünland erfolgen, wie z.B. 

• überörtliche Siedlungsgrenzen 

• landwirtschaftliche Vorrangflächen 

• Grünzonen und Schutzbereiche für 
sensible Nutzungen

3. Modelle für regionalen Flächenbedarf

4. Kriterien für qualitätsvolle Verdichtung

5. Differenzierung nach Raumtypen

ÖROK-Empfehlung 56: Überörtliche 
Raumordnung als wesentliche Planungsebene

Rheintal Grünzone 1977
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▪ Vorrangzonen für Industrie und Gewerbe sind Flächen für Industrie- und 
Gewerbebetriebe von regionaler bzw. überregionaler Bedeutung. 

▪ Rohstoffvorrangzonen dienen der Sicherung von bedeutenden Vorkommen 
mineralischer Rohstoffe. 

▪ Landwirtschaftliche Vorrangzonen dienen der landwirtschaftlichen Produktion

▪ Grünzonen dienen dem Schutz der Natur- oder Kulturlandschaft und ihrer Faktoren 
(ökologische Funktion) und der Naherholung (Erholungsfunktion) 

▪ Für Vorrangzonen für Siedlungsentwicklung gelten folgende Festlegungen:

▪ Innerhalb eines 300-Meter-Einzugsbereiches von Haltestellen und Geschäften darf die 
Mindestbebauungsdichte von 0,3 nicht unterschritten werden

Stmk: Regionale Entwicklungsprogramme

Vorrangzonenkarte
Planungsregion 
Obersteiermark West 
(LGBl. für Stmk 90/2016)
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▪ Grundsätzliche Trennung von Grün- und Bauland auf überörtlicher Ebene

▪ Vorrang- bzw. Grünzonen für bedeutende Freiraumfunktionen

• Argumentation, weshalb Grünzonen für andere Nutzungen als Bauland zwingend 
benötigt werden

• Schlüssige Begründung: Aufarbeitung nachvollziehbarer Datengrundlagen

• Rechtfertigung für überwiegend überörtliche Interessen

• Überörtliches Interesse für 

• Ernährungssicherheit, Landwirtschaft

• Biodiversität

• Klimawandel (Kaltluftschneisen)

• Naturgefahren (Retentionsbereiche)

▪ Überörtliche Festlegungen und 
verbindliche Vorgaben fehlen teilweise

Überörtlicher Freiflächenschutz

Hochwasser in Salzburg 
(13.07.-16.07.2005) (Land Slbg, Loizl)
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1. Restriktive Kriterien im Umgang mit Neuwidmungen: 
Zersiedlungsvermeidung sowie Ausrichtung an Baulandbedarf, -
eignung und -verfügbarkeit sollen wesentliche Widmungskriterien für 
Baulandausweisungen (und Grünland(sonder-)nut-zungen) darstellen.

2. Kompakte Baulandwidmungen: Neues Bauland soll an bestehende 
Siedlungsbereiche angebunden sowie unter der Berücksichtigung der 
infrastrukturellen Standorteignung ausgewiesen werden. 

4. Reduktion des Baulandüberhanges: Überdimensioniertes, 
gewidmetes und unbebautes Bauland soll reduziert werden. 

5. Einschränkung von Freizeit- bzw. Zweitwohnsitzen

6. Überprüfung von Ausnahmen: Ausnahmebestimmungen für 
Bauvorhaben im Grünland, die nicht zwingend standort- oder 
nutzungsgebunden sind, sollen möglichst vermieden werden.

ÖROK-Empfehlung 4: Wirkungsvolle örtliche 
Raumplanung
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Umsetzung und Planungsrelevanz

Einzelbewilligungen Region Pongau (SAGIS)
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Beispiele Einzelbewilligungen Slbg (Spitzer, 2018)
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▪ Regelungen für Einkaufzentren wurden in den 
einzelnen ROG teilweise wesentlich überarbeitet

• Flächeninanspruchnahme durch EKZ-Projekte und 
deren Parkplatzflächen soll durch einschränkende 
Bebauungs- und Dichtevorgaben reduziert werden

▪ In Oö sind im Gebiet für Geschäftsbauten nur 
Gebäude mit mind. drei oberirdischen Geschoßen
zulässig

• Errichtung von KfZ-Stellplätzen auf ebenerdigen 
Freiflächen ist nur im Ausmaß der erforderlichen 
Pflichtstellplätze zulässig

▪ Gemäß § 48a TROG ist bei EKZ eine mehrgeschossige 
Bebauung und eine Mehrfachnutzung der 
betroffenen Grundflächen sicherzustellen

▪ Laut Vlbg RplG ist bei Einkaufszentrum die Zahl der 
ober-irdischen Geschoße festzulegen, welche 
mindestens zwei zu betragen hat 

Einschränkungen von EKZ durch die ROG

https://www.richard-brink.de/info/bildung-
thront-auf-einkaufszentrum.html
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▪ Baulandüberhang ist 

• zu mobilisieren (beträchtliche 
Regelungsdichte in den letzten Jahren)

• rückzuwidmen

▪ Rückwidmungen sind teilweise 
Voraussetzung, um nicht das „falsche“ 
Bauland zu mobilisieren

▪ Rückwidmung von Bauland aus 
planungsrechtlicher Sicht heikel

• Reduktion der Nutzungsmöglichkeit

• Eingriff ins Grundrecht auf Eigentum

▪ Rückwidmungen in Judikatur des VfGH

• Baulandüberhang ist notwendig, aber nicht ausreichend

• Wichtige fachliche Gründe müssen vorliegen

• Interessen der Grundeigentümer sind zu beachten

▪ Rückwidmungen: Fachliche Gründe könnten in ROG erweitert werden –
neue öffentliche Interessen für Grünlandnutzungen

Umgang mit Baulandüberhang
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▪ Erhebliche Auswirkungen bei einer Verknappung des Baulandes

• Je weitreichender die Reduktion der Flächeninanspruchnahme erfolgt, desto 
mehr sind bodenpolitischen Auswirkungen zu beachten 

• Einschränkung des Angebots an Bauland ohne weitreichende bodenpolitische 
Maßnahmen könnte raumplanerische Fehlentwicklungen bewirken  

Bodenpolitische Aspekte

https://oesterreich.orf.at/stories/3158519/
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▪ Verknappung des Baulandes 

• Erschwert die Umsetzung „bodenintensiver“ Ziele

o Wesentliche öffentliche Anliegen werden erschwer: leistbares Wohnen

• bewirkt tendenzielle eine Steigerung der Bodenpreise für Bauland

• hat vermögensverändernde Wirkungen

o Wertsteigerung bestehenden und künftigen Baulands

o Wertreduktion von Grünland

o Ausgleichsmechanismen („Umgang mit Widmungsgewinnen“, 
„Planwertausgleich“, Ausgleichsmechanismen ) 

▪ Sicherung der Bodenverfügbarkeit („Bodenbeschaffung“) als wichtige 
Rahmenbedingung

• Aktive/re Rolle der öffentlichen Hand ist anzudenken

▪ Bislang waren bodenpolitische Diskussionen wenig erfolgreich

• „Negativ- oder Angebotsplanung“  als Grundsatz

• Eingriffsintensität der Instrumente differenziert, insgesamt aber gering

• Planungsfachliche und insb. politische Diskussions(-bereitschaft) überschaubar

Bodenpolitische Aspekte
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▪ Neue Wege für leistbares Wohnen in Innsbruck

• Aufgrund hoher Bodenpreise bei gleichzeitig großen 
Baulandreserven hat Innsbruck 2022 die 

Anwendung des BBG beschlossen

▪ BBG sieht weitreichende Eingriffsrechte vor:

• Landesregierung kann gemäß § 5 Abs. 2 BBG zum 
Zwecke der Bodenbeschaffung über Antrag der 
Gemeinde feststellen, dass Wohnungsbedarf besteht 

• Mit Erklärung zum Bodenbeschaffungsgebiet wird der 

Geltungsbereich der Vorschriften des BBG abgesteckt

▪ 2 Maßnahmen können für Bodenbeschaffungsgebiete 
vorgesehen werden:

• Enteignung

• Eintrittsrecht der Gemeinde

▪ BBG wurde bislang nicht angewendet, weil es

• eigentumspolitisch nicht akzeptabel ist/war und

• als „Systemveränderung der österr. Eigentumsordnung“ betrachtet wird.

Anwendung des Bodenbeschaffungsgesetzes 
in Innsbruck
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▪ Anliegen des Bodensparens sind zielgerichtet zu vermitteln

• EntscheidungsträgerInnen, ExpertInnen und der Bevölkerung

▪ Good-Practice Beispiele und öffentlichkeitswirksame Preise für positive 
Ansätze 

Verstärkte Bewusstseinsbildung
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Individualinteressen

„Zwar soll, meinen viele, allgemein Boden gespart werden, den Traum vom 
Einfamilienhaus im Grünen will man aber dennoch nicht aufgeben. Und wer 
es sich leisten kann, möchte den Traum früher oder später auch realisieren.“ 
(Farago/Peters, 1990)

Quelle: https://www.migrosbank.ch/de/hypothek.html, 17.5.2018

Volksentscheid über die 
Revision des 
Raumplanungsgesetzes in der 
Schweiz (2013)

https://www.migrosbank.ch/de/hypothek.html
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Resümee

▪ „Die Geschichte der Flächenverbrauchdiskussion macht deutlich, dass seit langem 
weniger ein Erkenntnisdefizit als ein Umsetzungsdefizit besteht.“ (Altrock, 2010)

▪ Bodeninanspruchnahme als wesentliches raumplanerisches Anliegen

• Nutzungsdruck auf Freiflächen nimmt tendenziell zu

▪ Steigender Handlungsbedarf mit differenzierten Maßnahmen

• Zunahme an Planungsinstrumenten und Maßnahmen

• Länderregelungen enthalten ein Vielzahl von geeigneten Ansätzen

▪ Planungsrechtliche Herausforderungen im Umgang mit 

• Überörtlichen Raumplänen: Einschränkung der 
Baulandwidmungen auf überörtlicher Ebene

• Bestehendem unbebauten Bauland

• Stärkere Beachtung bodenpolitischer Aspekte

▪ Spezifische Maßnahmenbündel sind erforderlich, 
die Maßnahmen fachübergreifend kombinieren

https://orte-noe.at/en/bulletins/bulletins-
archive/rueckschau-auf-das-orte-symposium-
zur-raumplanung/beitrag-franziska-leeb
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Danke für die Aufmerksamkeit!


